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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Im Ständerat reichte Hannes Germann (svp, SH) mit der Forderung an den Bundesrat,
einen vollständigen Bericht zum Service public zu verfassen, eine gleichlautende
Motion wie das im Nationalrat eingereichte Anliegen von Natalie Rickli (svp, ZH) ein. Im
Gegensatz zum Zwillings-Anliegen, das im Nationalrat in der Wintersession 2015 auf
mehrheitlichen Zuspruch stiess, versenkte die Kantonskammer Germanns Motion in
derselben Session mit 12 zu 27 Stimmen. 1

MOTION
DATUM: 17.12.2015
MARLÈNE GERBER

Die Motion Rickli (svp, ZH) mit der Forderung nach einem vollständigen Bericht zum
Service public durch Berücksichtigung dreier im Parlament damals noch nicht
behandelter Postulate erlitt im Sommer 2016 dasselbe Schicksal wie bereits im Vorjahr
die gleichlautende Motion Germann (svp, SH): Sie wurde von der Kantonskammer
abgelehnt. Der Rat folgte dabei seiner beinahe einstimmigen Kommission, welche
zuerst den sich in Arbeit befindenden Bericht zum Service public abwarten wollte,
bevor ohne diese Grundlage weitere Schritte unternommen werden sollten. Die
Annahme der Motion würde lediglich zur Verzögerung bei der Erstellung des Berichts
führen. Der Nationalrat hatte sich im Vorjahr positiv zum Anliegen geäussert. 2

MOTION
DATUM: 14.06.2016
MARLÈNE GERBER

Der Ständerat, der den Bericht zum Service public in der Herbstsession 2016 als Erstrat
behandelte, nahm mit 37 zu 5 Stimmen und 1 Enthaltung vom Bericht Kenntnis. Damit
lehnte er einen Rückweisungsantrag einer Kommissionsminderheit Germann (svp, SH)  –
gestützt durch Kollege Hösli (svp, GL) – ab, der einen Zusatzbericht mit weiteren
Konkretisierungen, unter anderem zum Grundversorgungsauftrag und zur
Berücksichtigung neuer technologischer Entwicklungen, gefordert hätte. Er tat dies
jedoch erst nach längerer und breit gefächerter Diskussion, wobei zahlreiche
Kommissionsmitglieder sowie einige weitere Mitglieder des Rats ihr Votum abgaben. Die
Grundhaltung dabei war, dass der Bericht den im Kommissionspostulat enthaltenen
Auftrag, nämlich die Leistungen des Service public der SRG "unter Berücksichtigung der
Stellung und Funktion privater Rundfunkanbieter zu überprüfen und darzustellen",
zufriedenstellend erfülle und es nicht Aufgabe des Berichts sei, Antworten auf alle
hängigen Fragen rund um den Service public zu liefern. Diesbezüglich gingen die
Meinungen der Ständeratsmitglieder natürlich nach wie vor auseinander, wie sich etwa
in divergierenden Voten zum Joint Venture der SRG mit der Swisscom und Ringier oder
zur Anwendbarkeit des Subsidiaritätsprinzips zeigte. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2016
MARLÈNE GERBER

1) AB SR, 2015, S. 1342 ff.
2) AB SR, 2016, S. 497 f.; Bericht KVF-SR vom 12.5.16
3) AB SR, 2016, S. 771 ff.
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